
in Deutschland durch. Der Tagung lag ein Beschluß der 
Kommission Berufs- und Wirtschaftspädagogik vor, der 
am 21. 3. 1990 in Bielefeld einstimmig gelaßt wurde. 
Standpunkte der teilnehmenden Vertreter der berufli­
chen Fachrichtungen wurden vorgetragen. 

Die Tei lnehmer stellten übereinstimmende Auffassun­
gen zu nachstehenden Grundpositionen der Ausbil­
dung fest: 

1. Die wissenschaftliche Ausbildung von Lehrern/Leh­
rerinnen an beruflichen Schulen ist grundständig zu or­
ganisieren, d. h., alle Fächer sind im Grund- und Haupt­
studium anzubieten . Das schließt die berufs- und wirt­
schaftspädagogischen sowie unterrichtsmethodischen 
Studienangebote ein, weil nur so die wissenschaftliche 
Qualifikation für berufliche Lehr- und Lernprozesse ent­
wickelt werden kann. 

2. Studiengänge für Lehrer/Lehrerinnen an berufli­
chen Schulen sind im Sinne einer zukunftsorientierten 
Professionalisierung der Ausbildung von Berufspädago­
gen als Diplomstudiengänge anzubieten. Das wird ins­
besondere dem akademischen Charakter der Ausbil­
dung in der ersten Phase, der sozialen Stellung der Ab­
solventen wie auch der zunehmenden Wissenschafts­
orientiertheit beruflicher Bildungsprozesse sowohl in 
der schulischen als auch in der betrieblichen Aus- und 
Weiterbildung gerecht. Der Diplomabschluß ist der 
ersten Staatsprüfung gleichzustellen. 

3. Die Studienangebote sind zu gliedern in 
a) Berufs- und Wirtschaftspädagogik sowie studium 

generale 
b) Berufliche Fachrichtung I Fachwissenschaft 
c) Wahlpflichtbereich. 
Es sollte für den Wahlpfl ichtbereich ein möglichst brei­
tes Fächerspektrum zugelassen werden, wobei die Spe­
zialisierung auf eine jeweilige berufliche Fachrichtung 
ergänzt werden kann, die über diese spezielle Fachrich­
tung hinausgehen. 

4. Diplomstudiengänge für Lehrer !Lehrerinnen an be­
ruflichen Schulen gliedern sich in ein Grund- und 
Hauptstudium. Beide Teile werden durch Prüfungen 
abgeschlossen (Diplomvorprüfung, Diplomprüfung). 
Das Thema der Diplomarbeit wird in der Regel dem Ge­
biet der Berufs- und Wirtschaftspädagogik entnom­
men. 

Für die Kommission Berufs- und Wirtschaftspädagogik 
Prof. Dr. Bonz (Universität Hohenheim) 
Für die Teilnehmer der DDR 
Prof. Dr. Bannwitz (Technische Universität Dresden) 

Berlin, am 26. 6. 1990 

Ausbildung und Erwerbsarbeit 
von Frauen zwischen Wunsch und 
Wirklichkeit 

Iris Bednarz-Braun 
Dr. phil., Diplomvolkswir­

tin (sozialwissenschaftliche 

Richtung), wissenschaftliche 

Referentin am Deutschen 

Jugend Institut in der Ab­

teilung Mädchen- und Frau­

enforschung 

Der folgende Beitrag geht der Fra­
ge nach, welche Lebensmodelle 
junge Frauen für sich entwerfen, 
wie sich ihre Einstellungen zum Be­
ruf und zur Familie verändern und 
welche Möglichkeiten ihnen der 
Ausbildungsstellen- und Arbeits­
markt bietet, ihre Lebenskonzepte 
und -Vorstellungen zu realisieren. 
Es werden Erklärungsansätze für 
die Entstehungsbedingungen ge­
schlechtsspezifischer Benachteili­
gungen von Frauen referiert, um 
vor diesem Erkenntnisstand ak­
tuelle Problemlösungskonzepte zur 
beruflichen Förderung von Frauen 
in Ausbildung und Erwerbsarbeit 
zu diskutieren. 

Veränderungen in den 
Einstellungen Jugendlicher zu 
Beruf und Familie 

Einstellungswandel junger Frauen: 
Vom Drei-Phasen-Modell zum Kon­
zept der gleichzeitigen Vereinbarkeit 
von Kindern und Beruf 

In den letzten zehn Jahren sind eine Reihe 

von Studien durchgeführt worden, die sich 

mit dem Thema Jugend befassen. Dabei wur­

de unter anderem ermittelt, welche Lebens­

vorstellungen und Lebensplanungen Mäd­

chen und junge Frauen für sich selbst ent­

werfen und ob sich in den zukünftigen Per­

spektiven der nachwachsenden jungen Frau-

16 BWP 21/1992/4 • Fachbeiträge 



engeneration Veränderungen in den Orientie­

rungen und Lebensmustern im Vergleich zu 

vorhergehenden Frauengenerationen zeigen. 

Eine der ersten repräsentativen Studien dazu, 

nämlich die von BURGER und SEIDENSPINNER 

durchgeführte Brigitte-Studie "Mädchen 

82" 1, hatte zum Ergebnis, daß von den be­

fragten 15- bis 19jährigen jungen Frauen die 

Mehrheit Beruf und Familie als wesentliche 

Bestandteile ihres Lebens betrachten , beides 

als gleichrangig bewerten und - zumindest 

in der Planung - davon ausgehen, in ihrem 

eigenen Leben Beruf und Familie miteinan­

der zu vereinbaren. Zum damaligen Zeit­

punkt stellten sich die jungen Frauen vor, Be­

ruf und Familie nach dem Muster des Drei­

Phasen-Modells miteinander zu vereinbaren. 

Das bedeutet, daß nach der Ausbildung eine 

Erwerbsarbeitsphase folgt, die durch eine 

Familienphase mit Kinderbetreuung unter­

brochen wird . Danach wird die Phase der 

Berufstätigkeit fortgesetzt, wenn die Kinder 

"aus dem Gröbsten raus sind". 

Nach dieser Studie sind eine Reihe weiterer 

Untersuchungen durchgeführt worden, die 

ein wesentliches Ergebnis der Brigitte-Studie 

bestätigen2: Mädchen und junge Frauen 

wollen beides haben, Beruf und Familie. In 

einer Untersuchung von Martin Baethge und 

anderen zeigte sich, daß insgesamt 55 Pro­

zent der zu ihren Lebenskonzepten befragten 

weiblichen Jugendlichen ausgesprochen ar­

beitsorientiert waren, d. h. , der Erwerbsar­

beit einen zentralen Stellenwert für ihr Le­

ben beimaßen oder Arbeit und Privatleben 

als gleichwertige Bezugspunkte für ihr Le­

benskonzept betrachteten. Aber auch unter 

den sogenannten familienorientierten Frauen 

war der Anteil derjenigen recht hoch, die 

zwar der Arbeit einen gegenüber der Familie 

nachgeordneten, gleichwohl aber sehr hohen 

Stellenwert beimaßen. 3 

Auch in einer von ZOLL und anderen durch­

geführten Untersuchung bestätigt sich dieses 

Ergebnis. Erwerbsarbeit wird in der Ein­

schätzung junger Frauen als wesentlich für 

ihre eigene Identifikation, für ihre Selbstän­

digkeit und für ihre materielle Eigenständig­

keil betrachtet. 4 

Zu einem gleichen Ergebnis kommen FAUL­

STICH-WIELAND und HORSTKEMPER in ihrer 

Längsschnittstudie zur Entwicklung von Schü­

lerinnen. Ihre Befragung von 15- bis 20jäh­

rigen Schülern und Schülerinnen aus fünf 

Schulen einer nordhessischen Großstadt er­

brachte, daß 77 Prozent der befragten Schü­

lerinnen es als wichtig oder sehr wichtig be­

werteten, Beruf und Familie miteinander zu 

verbinden und einen dementsprechenden Be­

ruf zu haben. 5 

Die Vereinbarkeil von Familie und Beruf be­

deutet heutzutage die Vereinbarkeil von Kin­

dererziehung und Kinderbetreuung mit der 

Berufstätigkeit An diesem Punkt deuten sich 

gegenüber den Ergebnissen der Anfang der 

80er Jahre durchgeführten Brigitte-Untersu­

chung Veränderungen in den Einstellungen 

junger Frauen an. Frauen fühlen sich nach 

wie vor hauptverantwortlich zuständig für 

die Lösung des Problems, Familie und Beruf 

bzw. Kinder und Beruf miteinander zu ver­

einbaren. Dennoch zeichnen sich allmählich 

Umorientierungen insofern ab, als junge 

Frauen zunehmend von einem Lebensmodell 

ausgehen, das eine partnerschaftliehe Auftei­

lung der Aufgaben in der Familie und der 

Kindererziehung in den Blick nimmt. Dazu 

paßt, daß Frauen zunehmend von einer kon­

tinuierlichen Berufstätigkeit auch dann aus­

gehen, wenn sie Kinder haben. 6 Dies be­

deutet zumindest von der Tendenz her eine 

Abkehrung von dem Drei-Phasen-Modell, 

das eine Unterbrechung der Erwerbstätigkeit 

und damit einen diskontinuierlichen Berufs­

verlauf für Frauen vorsah. 

Konservatives Lebensmodell junger 
Männer: Zum Festhalten am Konzept 
traditioneller geschlechtsspezifischer 
Arbeitsteilung in Familie und Beruf 

Im Vergleich zu jungen Frauen halten junge 

Männer eher an einem traditionellen Lebens-

entwurf fest. Die von FAULSTICH-WIELAND 

und HoRSTKEMPER befragten männlichen 

Schüler entwerfen für sich selbst ein anderes 

Lebensmodell als die befragten Schülerin­

nen, denn die Jungen gehen zu 84 Prozent 

davon aus, daß ihre künftige Frau die Berufs­

tätigkeit aufgibt, wenn Kinder zu versorgen 

sind. 7 Aus der Sicht vieler Männer findet 

die ansonsten von ihnen durchaus bejahte 

Partnerschaft zwischen Frauen und Männern 

dann ihre Grenzen, wenn es um die Betreu­

ung von Kindern geht. In einer ebenfalls re­

präsentativen Brigitte-Studie zu Männern 

wurde deutlich, daß die befragten Väter für 

sich selbst und ihr eigenes Leben mit Kin­

dern keine Konkurrenz zwischen Familie 

und Beruf sehen, weil sie das traditionelle 

Arbeitsteilungsmodell zwischen Mann und 

Frau für sich als Lösung des Problems be­

trachten. "Die befragten Väter plädierten zu 

über 80 Prozent für ein konservatives Fami­

lienmodell, demzufolge die Mütter für die 

Familie und die Väter für den Beruf da sein 

sollen, wenn Kinder unter zehn Jahren zu 

versorgen sind." 8 Das, was für die 50er Jah­

re galt, scheint in den Einstellungen immer 

noch vieler Männer ungebrochen fortzube­

stehen: "Die Betreuung und Erziehung von 

Kindern , die Versorgung des Mannes, die 

Haushaltsführung sowie generell familiäre 

Belange und Pflegeleistungen waren Aufgabe 

der Frau. Die Aufgabe des Mannes für die 

Familie bestand primär in der Sicherung des 

Familieneinkommens durch Arbeits- und Be­

rufstätigkeit; hinzu kommen Aufgaben in Po­

litik und Öffentlichkeit. Für die Lebenswege 

von Frauen war in der gesellschaftlich ver­

breiteten Normvorstellung eine primäre Aus­

richtung auf Familie, für die der Männer 

eine Orientierung auf Erwerbsarbeit und Be­

ruf vorgesehen." 9 

Gegenüber den Einstellungen der Männer 

hat sich - wie eingangs gezeigt wurde - in 

den Einstellungen der Frauen insofern ein 

Wandel vollzogen, als Frauen ihrer eigenen 

Erwerbsarbeit einen sehr viel höheren Stel­

lenwert einräumen. Dennoch: das Problem 
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der Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist 

für Frauen in der Bundesrepublik Deutsch­

land nach wie vor ungelöst. Immer noch gibt 

es eine unter den Geschlechtern ungleiche 

Verteilung von Aufgaben, Arbeiten und Zu­

ständigkeiten im Produktions- und Repro­

duktionsbereich. Das bedeutet nichts ande­

res, als daß der bei Frauen sich vollziehende 

Einstellungswandel zwar einen Bedeutungs­

gewinn der beruflichen Identität von Frauen 

mit sich gebracht hat, ohne daß aber nen­

nenswerte komplementäre Neuorientierun­

gen bei ihren männlichen Partnern in Rich­

tung einer höheren Beteiligung an Kinder­

und Familienaufgaben eingesetzt hätten. 

Hier bestehen Ungleichgewichte, die sich 

auf die Chancen von Frauen und Männern, 

eine qualifizierte Berufsausbildung zu erwer­

ben und einen qualifizierten Arbeitsplatz zu 

erhalten, in sehr unterschiedlicher Weise 

auswirken. 

Ausbildung weiblicher Jugend­
licher und Erwerbsarbeit von 
Frauen 

Trotz deutlichem Erwerbsanstieg von 
Frauen kein deutlicher Abbau von 
Benachteiligungen 

Das zunehmende Interesse von jungen Frau­

en an einer beruflichen Ausbildung und einer 

anschließenden Berufstätigkeit findet seinen 

quantitativen Niederschlag in der tatsäch­

lichen Entwicklung der Erwerbsarbeit von 

Frauen und in ihren steigenden Anteilen an 

den Auszubildenden. Mitte dieses Jahrhun­

derts lag die Frauenerwerbsquote in der Bun­

desrepublik Deutschland bei knapp 44 Pro­

zent, Ende der 80er Jahre lag sie bei 55 Pro­

zent (1989). Der Anteil der Frauen an allen 

Auszubildenden stieg von 35 Prozent in den 

70er Jahren auf 42 Prozent Ende der 80er 

Jahre (1989) . 10 Die wachsende Erwerbsbe­

teiligung von Frauen führtjedoch nicht zu ei­

ner auch unter qualitativen Gesichtspunkten 

ausgeglichenen Verteilung von Frauen auf 

das gesamte Spektrum an Ausbildungsberu­

fen und Beschäftigungsmöglichkeiten in den 

potentiell zur Verfügung stehenden Berufs­

feldern. Vielmehr werden Frauen in großer 

Zahl auf Arbeitsplätzen eingesetzt, in denen 

die Einkommens- und Aufstiegschancen ge­

ring sind . In ungeschützten Arbeitsverhält­

nissen sind Frauen überdurchschnittlich ver­

treten. Nach wie vor sind Frauen von Ar­

beitslosigkeit wesentlich stärker betroffen. 11 

Dem deutlichen Anstieg der Erwerbsarbeit 

von Frauen steht - so kann man zusammen­

fassen - noch kein deutlicher Abbau ihrer 

Benachteiligungen in Ausbildung und Beruf 

gegenüber. 

In den letzten 20 Jahren sind unterschiedli­

che theoretische Annahmen entwickelt wor­

den, die zu erklären suchen, warum Frauen 

immer wieder in solche Ausbildungs- und 

Beschäftigungsbereiche einmünden, die im 

Vergleich zu denen ihrer männlichen Kolle­

gen sehr viel häufiger durch negative Merk­

male gekennzeichnet sind und die zusam­

mengenommen dazu führen, daß Frauen in 

ihrer beruflichen Förderung und ihren beruf­

lichen Perspektiven hinter den Chancen der 

Männer zurückstehen. 

Rollen- und sozialisationstheoretische 
Erklärungen zur "prekären" Berufswahl 
junger Frauen 

In den 70er Jahren standen sozialisations­

und rollentheoretische Überlegungen im Vor­

dergrund, mit denen Benachteiligungen von 

Mädchen und Frauen auf dem Ausbildungs­

stellen- und Arbeitsmarkt erklärt wurden. 

Vor dem Hintergrund von Massenarbeits­

losigkeit und fehlenden Ausbildungsstellen 

für Jugendliche war erklärungsbedürftig, 

warum Mädchen überwiegend sogenannte 

Frauenausbildungsberufe erlernen, obwohl 

bekannt war, daß mit diesen Frauenberufen 

hohe Arbeitslosigkeitsrisiken einhergehen. 

Zurückgeführt wurde die beklagte Konzen-

18 

\ 
BWP 21/1992/4 • Fachbeiträge 

tration von Mädchen in sogenannten Frauen­

berufen auf die frühzeitige Vorbereitung der 

jungen Frauen auf ihre künftige Rolle als 

Hausfrau und Mutter als ihrer zentralen und 

dauerhaften Lebensaufgabe. Innerhalb einer 

solchen geschlechts- und rollenspezifischen 

Einstimmung auf das zukünftige Leben wur­

de "die weibliche Erwerbsrolle als marginal 

und temporär bewertet". 12 Daß Mädchen 

sich zum damaligen Zeitraum eher in kurz­

fristigen und damit auch in weniger qualifi­

zierenden Ausbildungsgängen wiederfanden 

und daß es sich dabei um Ausbildungsberufe 

handelte, in denen auch für spätere Familien­

aufgaben nützliche Qualifikationen erwor­

ben wurden, galt als Resultat dieses frauen­

spezifischen Erziehungsprozesses innerhalb 

der Familie und in der Schule. Zum damali­

gen Zeitpunkt gab es eine Reihe von Unter­

suchungen, die die Entstehung eines ge­

schlechtsspezifisch geprägten Arbeitsmarktes 

in dieser Weise sozialisations- und rollen­

theoretisch begründeten. Ausgehend von Un­

tersuchungen zu erwerbstätigen Frauen und 

ihrer Identifikation mit ihrem Beruf im 

Krankenpflegebereich 13, im Dienstleistungs­

bereich und im industriellen Bereich 14 wur­

de damals vermutet "daß das während des 

familiären Sozialisationsprozesses ausge­

prägte sogenannte hausarbeitsnahe Arbeits­

vermögen von Frauen seinen Niederschlag in 

Optionen für die Berufe fände, die die Reali­

sierung spezifisch weiblicher, auf Hausarbeit 

und Kindererziehung gerichteter Interessen 

und Fähigkeiten versprechen". 15 

In der bildungspolitischen Auseinanderset­

zung hatte dieser Erklärungsansatz zur Fol­

ge, daß die anscheinend an den Hausfrauen­

und Familiennotwendigkeiten ausgerichteten 

Berufswünsche von Mädchen als wenig ra­

tional kritisiert wurden, weil sie sich nicht an 

den Bedingungen des Ausbildungsstellen­

und Arbeitsmarktes orientierten. Daraus ab­

geleitet wurden die Schwierigkeiten der jun­

gen Frauen auf dem Arbeitsmarkt auf deren 

eigenes Verschulden zurückgeführt, nämlich 

auf ihr vermeintliches Fehlverhalten in der 



Berufswahl. Somit hatten Mädchen und jun­

ge Frauen Defizite und vordergründig konnte 

ihnen leicht zum Vorwurf gemacht werden, 

lediglich "Modeberufe" zu wählen, anstatt 

die prognostizierten guten Zukunftschancen 

zu nutzen, die- wie es schien - in gewerb­

lich-technischen Ausbildungsberufen lägen. 

Weil Mädchen in dem letztgenannten Be­

reich deutlich unterrepräsentiert waren, wur­

de ihnen zugleich eine fehlende Motivation 

und mangelndes Interesse unterstellt, solche 

für Frauen als untypisch gekennzeichneten 

Ausbildungsberufe zu wählen. In Erwartung 

der für Mitte der 80er Jahre prognostizierten 

Facharbeiterlücke im gewerblich-technischen 

Beschäftigungsbereich waren gegen Ende 

der 70er Jahre gegensteuernde Maßnahmen 

der Berufsbildungspolitik darauf gerichtet , 

Mädchen für einen gewerblich-technischen 

Ausbildungsberuf zu interessieren und Vor­

urteile der Betriebe gegenüber Mädchen in 

technischen Berufen abzubauen . Geschaffen 

wurden die Modellversuche und Förderpro­

gramme zur Ausbildung von jungen Frauen 

in gewerblich-technischen Ausbildungsberu­

fen. Ein zum damaligen Zeitpunkt von Be­

trieben in der Öffentlichkeit vorgetragenes 

"objektives" Argument gegen die Ausbil­

dung junger Frauen in technischen Berufen 

war der Hinweis auf den "zu kurz geratenen 

Daumen" von Mädchen. In der Folge der 

Modellversuche und Förderprogramme zeig­

te sich jedoch sehr deutlich , daß Mädchen 

ebenso wie Jungen und in gleicher Weise wie 

diese geeignet waren, eine gewerblich-tech­

nische Facharbeiterausbildung erfolgreich zu 

durchlaufen und abzuschließen. 

Segmentations- und humankapitaltheore­
tische Erklärungen frauenspezifischer 
Benachteiligungen auf dem Ausbildungs­
stellen- und Arbeitsmarkt 

Das im Zuge der Modellversuche und För­

derprogramme deutlich gewordene Interesse 

von Mädchen, einen technischen Beruf zu 

ergreifen und dementsprechende Chancen 

wahrzunehmen, wenn sie ihnen geboten 

werden, unterstützte die im Verlauf der 70er 

Jahre aufkommenden Zweifel, ob die Kon­

zentration weiblicher Jugendlicher in soge­

nannten Frauenberufen ausschließlich auf ihr 

mangelndes Interesse an technischen Berufen 

- quasi als Folge geschlechtsspezifischer 

Erziehung - zurückzuführen sei . Zwischen­

zeitlich wurden sozialwissenschaftliche Ana­

lysen durchgeführt, die den Einfluß der be­

trieblichen Angebote an Ausbildungsstellen 

auf das Berufswahlverhalten von Jugendlichen 

- so auch von Mädchen - untersuchten. 

I An der Herausbildung 
von Frauen- und Männer­

berufen haben die personal-
politischen Entscheidungen 

der Betriebe einen 
erheblichen Anteil 

Dabei gelangte man zu der Erkenntnis, daß 

sich die unterschiedlichen Berufswünsche 

von Mädchen und Jungen und die ge­

schlechtsspezifischen Segmentalionsstruktu­

ren auf dem Ausbildungsstellen- und Ar­

beitsmarkt nur unzureichend mit an traditio­

nellen Rollenvorstellungen orientierten So­

zialisationsprozessen in der Familie und der 

Schule erklären lassen. Vielmehr wurde der 

Einfluß personalpolitischer Entscheidungen 

der Betriebe deutlich - Entscheidungen, die 

in ihrer Summe erheblichen Anteil an der 

Herausbildung von Frauenberufen, Männer­

berufen oder fürbeidein ähnlicher Weise zu­

gängliche Berufe haben. 16 Mit dieser Be­

trachtungsweise wurde deutlich , daß sich die 

Berufswünsche von Mädchen und Jungen im 

Rahmen der ihnen angebotenen Stellen ent­

wickeln und daß bei den Mädchen eine nüch­

terne Einschätzung vorhandener Ausbildungs­

platzangebote und Zugangsmöglichkeiten eben 

zu einer Häufung von Berufswunschnennun­

gen in sogenannten typischen Frauenberufen 

führte. Schon zum damaligen Zeitpunkt konn­

te gezeigt werden, daß die hohe Konzentra-

tion von Mädchen in typischen Frauenberu­

fen durchaus abnahm, wenn Mädchen in Fol­

ge einer entspannten Arbeitsmarktsituation 

wieder mehr Chancen in anderen als den 

Frauenberufen angeboten bekamen. 17 

Wendet man sich den Grundlagen personal­

politischer Entscheidungen von Betrieben 

zu , dann wurden in den humankapitaltheore­

tischen Ansätzen, die zum damaligen Zeit­

punkt entwickelt wurden, Begründungen an­

geführt, die die Entstehung geschlechtsspezi­

fischer Arbeitsmarktsegmente weiter erklä­

ren wollten. Es wurde angenommen, daß die 

Betriebe keine große Bereitschaft zeigen, in 

Humankapital zu investieren, d. h., in die 

Qualifizierung von Arbeitskräften zu inve­

stieren, wenn die Betriebe aufgrund grup­

penbezogener Merkmale wie "Geschlecht, 

Alter, Nationalität" 18 eine nur kurzfristige 

Beschäftigungsdauer im Betrieb vermuten, 

weil sich dann die Investitionen in Humanka­

pital nicht amortisieren. Bei Frauen wurde 

angenommen, daß sie wegen der Erziehung 

und Betreuung von Kindem ihre Berufstätig­

keil für eine längere Zeit unterbrechen. Man 

sah in dem diskontinuierlichen Berufsverlauf 

von Frauen einen wesentlichen Grund dafür, 

daß die Betriebe nicht bereit sind, junge 

Frauen in qualifizierten und vielseitig ver­

wertbaren Ausbildungsberufen auszubilden, 

da es sich bei solchen Ausbildungsberufen 

eben zugleich auch um kostspielige Investi­

tionen in die Qualifizierung des Fachkräfte­

nachwuchses handelt. Mit diesen humanka­

pitaltheoretischen Überlegungen konnte man 

erklären, warum sich Frauen mehrheitlich in 

den mit negativen Merkmalen ausgestatteten 

Ausbildungs- und Beschäftigungsbereichen 

wiederfinden. Auf diese Weise konnten die 

kurzfristigen Beschäftigungszeiten von Frau­

en wiederum mit ihrer Familienorientierung 

begründet werden. 

Anfang der 80er Jahre zeigte sich demgegen­

über in einer industriesoziologischen Unter­

suchung zu der Anlemung und Beschäfti­

gung von Arbeiterinnen in der Elektroindu-
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strie 19, daß kurzfristige Beschäftigungszeiten 

von Frauen auch darauf zurückzuführen 

sind, daß sie an gewerblich-technischen Ar­

beitsplätzen beschäftigt werden, die mit ho­

hen physischen und psychischen Belastungen 

einhergehen, so daß aufgrund dieser Fakto­

ren die kurzfristigen Beschäftigungszeiten 

von Frauen durch die arbeitsorganisatorische 

Gestaltung der Arbeitsplätze vorprogram­

miert sind. Das bedeutet nichts anderes, als 

daß die Familienorientierung von Frauen, 

die auf solchen Arbeitsplätzen beschäftigt 

sind, keine freiwillig gewählte, sondern eine 

durch die betrieblichen Bedingungen er­

zwungene Familienorientierung ist. Dieser 

Sachverhalt ist in der Zwischenzeit auch in 

anderen sozialwissenschaftliehen Untersu­

chungen belegt worden, die festgestellt ha­

ben, daß in manchen Ausbildungsberufen die 

sich daran anschließende Beschäftigungsdau­

er der Arbeitskräfte auffallend kurz ist und 

daß dies mit den in diesen Berufen vorfind­

baren Arbeitsbedingungen zu tun hat. 20 

Vor diesem Hintergrund ist zu problematisie­

ren, was es bedeutet, wenn sich Frauen zu 

großen Anteilen in Pflege- und Sozialberufen 

wiederfinden, und wenn dies hauptsächlich 

mit einer besonderen Neigung von Frauen 

und ihrem Interesse am Umgang mit Men­

schen erklärt wird. Demgegenüber verweist 

ENGELSRECH auf eine im Frühjahr 1990 

durchgeführte Umfrage bei Jugendlichen in 

den alten und den neuen Bundesländern, bei 

der sich zwar zeigt , daß "typische Frauenbe­

reiche wie Pflege- und Sozialberufe jeweils 

an erster Stelle bei den Berufswünschen" der 

jungen Frauen, daß aber bereits "auf dem 

zweiten bzw. vierten Platz untypisch weib­

liche, nämlich technische Berufe, vonjungen 

Frauen genannt" werden. 21 In der Zwi­

schenzeit ist belegt, daß die durchschnitt­

liehe Beschäftigungsdauer von Frauen in so­

zial-pflegerischen Tätigkeiten bei vier Jahren 

liegt. 22 Dies provoziert Fragen nach den Ar­

beitsbedingungen und Arbeitsbelastungen an 

Arbeitsplätzen im sozial-pflegerischen Be­

reich. 

Zur Beschäftigungsdauer von Frauen ist zu 

ergänzen, daß die Unterbrechungszeiten von 

Frauen sich in den letzten Jahren im Schnitt 

deutlich verringert haben. Diskontinuierli­

che Berufsverläufe von Frauen nehmen in 

der Tendenz ab, die Unterbrechung der Be­

rufstätigkeit erfolgt später und ist kürzer. Da­

mit deutet sich eine Entwicklung an, die dar­

auf hinausläuft, daß sich die Berufsverläufe 

von Frauen - zumindest unter diesem zeitli­

chen Aspekt - der sogenannten männlichen 

Normalarbeitsbiographie angleichen. Wird 

diese Entwicklung fortgesetzt - und die ein­

gangs zitierten Einstellungen junger Frauen, 

ihre Berufstätigkeit auch dann nicht zu unter­

brechen, wenn sie Kinder haben, lassen dies 

vermuten - , dann wird man nach neuen Er­

klärungsansätzen suchen müssen, die bele­

gen, warum Frauen nach wie vor in der Aus­

bildung und Erwerbsarbeit benachteiligt 

werden. Eine von ENGELSRECH vorgenom­

mene Analyse der Berufsverläufe von Frauen, 

die einen kontinuierlichen Erwerbsverlauf in 

ihrem beruflichen Leben nachweisen kön­

nen , hat gezeigt, daß diese Gruppe von Frau­

en gleichwohl gegenüber männlichen Ver­

gleichsgruppen in bezug auf Merkmale wie 

Einkommen, Weiterbildung, Aufstieg diskri­

miniert wird und daß sich an diesem Um­

stand auch mit zunehmendem Alter dieser 

Frauen nichts zum Besseren verändert. EN­

GELSRECH stellt fest, "daß kontinuierliche Be­

rufstätigkeit nicht dazu führte, daß 

• Frauen ohne Unterbrechung der Berufstä­

tigkeit einen Karriereverlauf wie Männer 

realisierten und 

• die Niveauunterschiede zu den Männern 

bei der Stellung im Beruf und beim Einkom­

men ausgeglichen bzw. aufgehoben werden, 

und dies selbst dann nicht, wenn - aufgrund 

des Alters - das familienbedingte Unterbre­

chungsrisiko entfällt". 23 

Wenn sich bisher in den Erklärungsansätzen 

als wesentlich erachtete Unterschiede in den 

Merkmalen von weiblicher und männlicher 

Arbeitskraft künftig aufheben, gleichwohl 

aber geschlechsspezifische Strukturen auf 

dem Ausbildungsstellen- und Arbeitsmarkt 
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stabil bleiben, dann müssen die Gründe da­

für wohl eher in den betrieblich gesetzten 

Entscheidungen von Personalpolitik und Ar­

beitsorganisation gesucht werden. 

Problemlösungsstrategien 

Betriebliche Frauenförderung: Ein 
frauenpolitisches Konzept zur 
Gestaltung betrieblicher Personal­
und Arbeitskräfteeinsatzpolitik 

Betriebliche Frauenfürderpläne kennzeich­

nen seit einigen Jahren innovative Maßnah­

men, die zur Behebung geschlechtsspezifi­

scher Benachteiligungen von Frauen in Aus­

bildung und Beruf beitragen sollen. Von ih­

rem ursprünglichen Gedanken her betrachtet 

stellen Frauenfürderpläne Regelungen dar, 

nach denen die Personalplanung, die Ar­

beitskräftequalifizierung, der Arbeitskräfte­

einsatz und die Arbeitsorganisation so erfol­

gen soll , daß Frauen nicht zufällig, sondern 

als Ergebnis geplanter Förderpolitik in dieje­

nigen Berufsbereiche einmünden, in denen 

qualifizierte Beschäftigung mit Zukunftsper­

spektiven möglich ist, in denen aber Frauen 

bisher unterrepräsentiert sind. Frauenförder­

pläne setzen also bei betrieblichen Rahmen­

bedingungen an . In der Bundesrepublik 

Deutschland gibt es betriebliche Frauenför­

derpläne und Maßnahmen sowohl im öffent­

lichen Dienst als auch in der Privatwirt­

schaft. 

Frauenforderung im öffentlichen Dienst 

Bezogen auf den öffentlichen Dienst gibt es 

in einigen Bundesländern bereits Gesetze zur 

beruflichen Förderung von Frauen in der öf­

fentlichen Verwaltung. Aber auch auf Bun­

desebene besteht seit 1986 eine "Richtlinie 

zur beruflichen Förderung von Frauen in der 

Bundesverwaltung", die 1990 neu gefaßt und 

verändert wurde. Die für den öffentlichen 

Dienst vorliegenden Frauenfürderpläne un-



terscheiden sich in einem wesentlichen 

Punkt voneinander, und zwar in den Ausfüh­

rungsbestimmungen, zu welchen Anteilen 

und in welchem Umfange Frauen gefOrdert 

werden sollen. Mit anderen Worten : es geht 

um die Quotierungsfrage. Während z. B. im 

Frauenfürdergesetz des Landes Nordrhein­

Westfalen eine Quotierung enthalten ist und 

ein Verteilungsverhältnis von 50 Prozent zu 

50 Prozent angestrebt wird, fehlt in den für 

die Bundesverwaltung geltenden Regelungen 

eine quantifizierte Zielvorgabe. Dort heißt 

es, daß auf die "Erhöhung des Anteils von 

Frauen in Bereichen, in denen sie gering ver­

treten sind, hinzu wirken" sei. 24 Die Bun­

desregierung hat in ihrem 1990 vorgelegten 

Bericht zur Umsetzung der Richtlinie betont, 

daß sie in Quotierungsregelungen "keinen 

gangbaren Weg zur Förderung" sieht. "Ganz 

abgesehen von den verfassungsrechtlichen 

Fragen, sind derart unflexible Regelungen 

nach ihrer Auffassung ein für die Praxis un­

taugliches Instrument der Frauenförderung 

im öffentlichen Dienst." 25 Ein Jahr später, 

im Dezember 1991, wird zwar von Angela 

MERKEL, der amtierenden Bundesfrauenmi­

nisterin, ein Orientierungsrahmen von 50 

Prozent zu 50 Prozent auch für den Bereich 

der Bundesverwaltung als wünschenswertes 

Ziel proklamiert. Aber in dem von ihr vorge­

legten Entwurf zu einem Artikelgesetz -
' dem Gleichbehandlungsgesetz - wird keine 

Quotenregelung verbindlich festgeschrie­

ben. 26 Angesichts der bisher wenig erfolg­

reichen "weichen" Regelungen zur Förde­

rung von Frauen in der Bundesverwaltung 

wird gegenwärtig in der öffentlichen Ausein­

andersetzung um den Entwurf des Gleichbe­

handlungsgesetzes das Fehlen quantitativer 

Verteilungsvorgaben, d. h. "harter" Quotie­

rungsregelungen, heftig und kontrovers dis­

kutiert. Gleichwohl : verglichen mit dem pri­

vatwirtschaftliehen Bereich erweist sich der 

öffentliche Dienst im Hinblick auf die beruf­

liche Förderung von Frauen durchaus als 

Vorreiter, gemessen an den in der Zwischen­

zeit verabschiedeten Frauenfürderplänen in 

der Privatwirtschaft. Sieht man sich die im 

privatwirtschaftliehen Bereich vorhandenen 

Frauenfürderpläne näher an, dann zeigt sich 

deutlich, daß sie vom eigentlichen Kern der 

Frauenförderung noch weit entfernt sind. 

Frauenforderung in der Privatwirtschaft 

Bezogen auf Frauenfürderpläne in der Pri­

vatwirtschaft nimmt in der Zwischenzeit die 

Zahl derjenigen Unternehmungen, die für 

sich selbst Frauenfürderpläne einführen, 

zwar beständig zu , aber ihr Anwendungsbe­

reich konzentriert sich vorrangig auf Groß­

betriebe. Im produzierenden Gewerbe gibt es 

Frauenfürderpläne bei der BASF-Aktienge­

sellschaft, bei der Bayer-AG, bei der Hoechst­

AG (Werk Ruhrchemie) , bei der Audi-AG, bei 

Messerschmitt-Bölkow-Blohm, bei der Bosch 

GmbH, bei der Siemens-AG, bei Daimler­

Benz, sowie weitere Rahmenvereinbarungen 

innerhalb der Nahrungs- und Genußmittelin­

dustrie, die mit der Gewerkschaft Nahrung­

Genuß-Gaststätten vereinbart worden sind. 27 

In allen hier aufgeführten betrieblichen Frau­

enfürderplänen konzentrieren sich die Rege­

lungen auf gegenüber dem Bundeserzie­

hungsgesetz erweiterte Möglichkeiten der 

Beschäftigungsunterbrechung bzw. Beurlau­

bung zur Betreuung eines Kleinkindes. Mit 

nur einer Ausnahme - nämlich der Be­

triebsvereinbarung der Robert-Bosch-AG -

finden sich in allen anderen hier aufgeführ­

ten Frauenfürderplänen überhaupt keine Re­

gelungen, die sich auf den Bereich von Erst­

ausbildung, auf die Praxis der Stellenaus­

schreibungen, auf die Einstellungs- und Ver­

setzungspraxis oder etwa die Weiterbildungs­

praxis beziehen. Das bedeutet, daß die ge­

zielte Förderung von jungen Mädchen in ge­

werblich-technischen Ausbildungsberufen wie 

auch personalpolitische Maßnahmen, die 

sich zum Ziel setzen, systematisch den An­

teil von Frauen in qualifizierten Berufsposi­

tionen zu erhöhen, in den bisher verabschie­

deten Regelungen zur Frauenförderung in 

den wichtigen Großbetrieben des produzie-

renden Gewerbes gänzlich fehlen. Für den 

privatwirtschaftliehen Bereich kann das Fazit 

gezogen werden, daß Frauenförderpläne, die 

dazu beitragen, die traditionelle Dreiteilung 

des Ausbildungsstellenmarktes in Frauenbe­

rufe, Männerberufe und beiden Geschlech­

tern gleichermaßen zugängliche Ausbil­

dungsberufe zu durchbrechen und neu zu 

strukturieren, erst noch geschaffen werden 

müssen. 

Aus den folgenden in den Berufsbildungsbe­

richten von 1989 und 1990 enthaltenen Aus­

sagen läßt sich die Schlußfolgerung ziehen, 

daß eine breitere Anwendung und Umset­

zung von betrieblichen Frauenfürderplänen 

in der Privatwirtschaft sinnvoll wäre, um die 

beruflichen Optionen für Mädchen zu erwei­

tern. So verweist der Berufsbildungsbericht 

1989 darauf, daß Untersuchungen über den 

Berufsverlauf gewerblich-technisch ausgebil­

deter Frauen zeigen, daß der wichtigste Fak­

tor für den Verbleib im erlernten Beruf der 

nahtlose Übergang von der Ausbildung in 

eine ausbildungsadäquate Beschäftigung sei. 28 

Erste Projektergebnisse aus der seit 1986 

vom BMBW geförderten Projektreihe "Aus­

bildung und Karriere von Frauen in technik­

orientierten Berufen" belegen, daß die Be­

reitschaft von Mädchen und dem sozialen 

Umfeld steigt, eine gewerblich-technische 

Berufsorientierung zu entwickeln bzw. zu 

unterstützen, "wenn die Betriebe zugleich ih­

re Bereitschaft bekunden, die Mädchen nach 

der Ausbildung zu übernehmen". 29 Eine sol­

che Bereitschaft könnte durchaus Gegen­

stand und Inhalt eines betrieblichen Frauen­

förderplanes sein und dazu beitragen, daß 

sich qualifizierte gewerblich-technische Aus­

bildungsberufe zu einer für Mädchen attrak­

tiven Alternative zu Frauenberufen ent­

wickeln. Aber auch im Rahmen traditionel­

ler Frauenberufe können betriebliche Frau­

enfürdermaßnahmen dazu beitragen, daß 

sich der Anteil von Frauen in den dort auch 

vorhandenen qualifizierten, vergleichsweise 

gut bezahlten und auf längerfristige Beschäf­

tigung angelegten Berufs- und Aufstiegsposi-
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tionen systematisch erhöht. Um dies zu er­

reichen, bedarf es allerdings einer wesent­

lich größeren Verbreitung von frauenfordern­

den Maßnahmen in der Privatwirtschaft. Aus 

bisher vorliegenden Erfahrungen mit Frau­

enforderung im öffentlichen Dienst liegt die 

arbeitspolitische Schlußfolgerung nahe, an­

gepaßt an betriebliche Bedingungen und Be­

sonderheiten quantitative Vorgaben in die 

Grundsätze und Regelungen personalpoliti­

scher Entscheidungen und Maßnahmen zu 

integrieren. 
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